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Vorwort 

„There was no disguising the fact that, as formerly, the emoluments of the 
Judges depended mainly, or almost entirely, upon fees, and as they had no 
fixed salaries, there was great competition to get as much as possible of 
litigation into Westminster Hall for the division of the spoil (...). And they 
had great jealousy of arbitrations whereby Westminster Hall was robbed of 
those cases which came not into Kings Bench, nor the Common Pleas, nor 
the Exchequer. Therefore they said that the courts ought not to be ousted 
of their jurisdiction, and that it was contrary to the policy of the law to do 
so.“

Diese Aussage von Lord Campbell in Scott v. Avery ([1855] 25 L.J.Ex. 
308, 313) ist heute nur noch von rechtshistorischer Bedeutung. In einer 
Zeit, in der sich die private Schiedsgerichtsbarkeit nicht nur in London 
zum bevorzugten Forum der wirtschaftsrechtlichen Streitbeilegung ent-
wickelt hat, ist das frühere Konkurrenzdenken der staatlichen Richter einer 
zunehmenden Kooperationsbereitschaft gewichen. Die Unterstützung pri-
vater Schiedsverfahren durch die staatlichen Gerichte am Schiedsort ist zu 
einem wesentlichen Merkmal einer modernen, schiedsfreundlichen Rechts-
ordnung geworden, mit der die Staaten im internationalen Wettbewerb der 
Schiedsplätze konkurrieren. Einzelne Rechtsordnungen sehen mittlerweile 
auch Regelungen vor, die staatsgerichtliche Rechtshilfe zugunsten auslän-
discher Schiedsverfahren erlauben. Die Rechtsfragen, die sich im Zusam-
menhang mit der grenzüberschreitenden Unterstützung privater Schiedsge-
richte durch staatliche Gerichte stellen, sind Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 2008/2009 von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation angenom-
men. Sie ist während meiner Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter von 
Professor Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann am Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches und internationales Privatrecht in Hamburg entstan-
den. Für die Druckfassung konnten Rechtsprechung und Literatur bis Feb-
ruar 2009 berücksichtigt werden. 

Die Arbeit ist durch viele Personen gefördert worden. Einigen von 
Ihnen möchte ich an dieser Stelle besonders danken. 
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Arbeit. Seine stete Gesprächsbereitschaft und seine vielfältigen kritischen 
Hinweise waren von unschätzbarem Wert. Zu ebensolchem Dank bin ich 
Professor Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann verpflichtet. Er hat mir 
während meiner Zeit am Hamburger Max-Planck-Institut außergewöhnli-
chen Freiraum und jegliche Unterstützung gewährt, damit ich die Arbeit 
erfolgreich abschließen konnte. Neben den einzigartigen Arbeitsbedingun-
gen am Institut habe ich vor allem von unzähligen Gesprächen mit Mitar-
beitern und Gästen profitiert. Nicht zuletzt in der „Aktuellen Stunde“ des 
Instituts hatte ich mehrmals die Gelegenheit, einzelne Aspekte der Disser-
tation zur Diskussion zu stellen. Danken möchte ich auch Professor Dr. 
Christian Katzenmeier für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. 

Der Studienstiftung des deutschen Volkes danke ich für die Gewährung 
eines großzügigen Promotionsstipendiums. Die Drucklegung ist von der 
August Maria Berges Stiftung für Arbitrales Recht und der Deutsch-
Britischen Juristenvereinigung unterstützt worden. Auch hierfür danke ich 
herzlich.
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